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Datum -

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg L 29 AS 1625/19 B ER PKH Az.: L 29 AS
1644/19 B ER Az.: S 94 AS 5975/19 ER Sozialgericht Berlin Beschluss In dem
Rechtsstreit Z T, ohne festen Wohnsitz, â�� Antragsteller und BeschwerdefÃ¼hrer
â�� ProzessbevollmÃ¤chtigte: RechtsanwÃ¤ltin A N, S , B, Az.: , gegen Jobcenter
Berlin Steglitz-Zehlendorf, vertreten durch die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin, KelchstraÃ�e
17-23, 12169 Berlin, Az.: , â�� Antragsgegner und Beschwerdegegner â�� hat der
29. Senat des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg am 2. Oktober 2019 durch
den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht MÃ¶ller, den Richter am Lan-
dessozialgericht Bumann und die Richterin am Landessozialgericht JÃ¼ngst
beschlos-sen: Die Beschwerden des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialge-richts Berlin vom 19. August 2019 werden zurÃ¼ckgewiesen. Der Antrag
auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfah-ren vor dem
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg unter Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin A N
wird abgelehnt. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:
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I.

Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes von dem An-
tragsgegner Leistungen nach dem SGB II.

Der Antragsteller hÃ¤lt sich nach eigenen Angaben seit 1999 als Obdachloser in der
Bundesrepublik Deutschland auf, hat noch nie in Deutschland gearbeitet und lebt
vom Betteln und von Zuwendungen Dritter. Im Dezember 2018 beantragte er bei
dem Antragsgegner Leistungen nach dem SGB II und legte hierbei insbesondere die
BestÃ¤tigung einer Strafanzeige des PolizeiprÃ¤sidenten in B Ã¼ber einen
Taschendieb-stahl am 29. MÃ¤rz 2019 und eine BestÃ¤tigung von Herrn J M vom 13.
Dezember 2018 Ã¼ber die regelmÃ¤Ã�ige Nutzung des soziokulturellen Treffpunkts
"U D" vor. Der Antragsgegner forderte den Antragsteller mit Schreiben vom 18.
Januar 2019, 30. Januar 2019 und 4. April 2019 vergeblich zur Mitwirkung
insbesondere durch Vorlage von KontoauszÃ¼gen auf. Mit Bescheid vom 3. Mai
2019 lehnte der Antragsgegner schlieÃ�lich Leistungen nach dem SGB II ab, weil
insbesondere ein Daueraufenthalts-recht nicht nachgewiesen sei. Hiergegen erhob
der anwaltlich vertretene Antragstel-ler Widerspruch, den der Antragsgegner mit
Widerspruchsbescheid vom 11. Juni 2019 zurÃ¼ckwies.

Am 20. Juni 2019 hat der anwaltlich vertretene Antragsteller bei dem Sozialgericht
Berlin im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes beantragt, den Antragsgegner zu
verpflichten, dem Antragsteller vorlÃ¤ufig Leistungen zur Sicherung des
Lebensunter-halts nach dem SGB II zu bewilligen. Zur BegrÃ¼ndung hat er
ausgefÃ¼hrt, er halte sich seit mindestens 5 Jahren im Bundesgebiet auf und habe
daher ein Daueraufenthalts-recht.

Das Sozialgericht Berlin hat mit Beschluss vom 19. August 2019 sowohl den Antrag
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung als auch die GewÃ¤hrung von Prozesskos-
tenhilfe abgelehnt. Es sei schon ein Anordnungsanspruch nicht glaubhaft gemacht.
Der Antragsteller verfÃ¼ge insbesondere nicht Ã¼ber ein Daueraufenthaltsrecht,
da er sich selbst nach seinem eigenen Vortrag nicht mindestens fÃ¼nf Jahre
rechtmÃ¤Ã�ig im Bundesgebiet auf Grundlage des FreizÃ¼gigkeitsgesetzes/EU
aufhalte.

Gegen diesen Beschluss hat der auch im Beschwerdeverfahren anwaltlich
vertretene Antragsteller am 4. September 2019 Beschwerde bei dem
Landessozialgericht Ber-lin-Brandenburg eingelegt, in der er die Verpflichtung des
Antragsgegners zur vorlÃ¤u-figen Erbringung von Leistungen nach dem SGB II, die
Bewilligung von Prozesskos-tenhilfe fÃ¼r die 1. Instanz und die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Be-schwerdeverfahren beantragt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Ge-
richtsakte und die beigezogenen Verwaltungsakten des Antragsgegners (2 BÃ¤nde)
Bezug genommen.

II.
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Im Beschwerdeverfahren wendet sich der Antragsteller ausweislich der mit anwaltli-
chen SchriftsÃ¤tzen gestellten AntrÃ¤ge gegen den Beschluss des Sozialrechts
Berlin vom 19. August 2019 und begehrt weiterhin ausdrÃ¼cklich die Verpflichtung
des An-tragsgegners zur Leistungserbringung vorlÃ¤ufiger Leistungen nach dem
SGB II. We-der die AntrÃ¤ge noch die BeschwerdebegrÃ¼ndung lassen erkennen,
dass im Be-schwerdeverfahren AnsprÃ¼che gegen den SozialleistungstrÃ¤ger auf
Leistungen nach dem SGB XII geltend gemacht werden. Dementsprechend geht der
Senat davon aus, dass auch im Beschwerdeverfahren nur LeistungsansprÃ¼che
gegen den An-tragsgegner auf Leistungen nach dem SGB II im Streit sind.

Die so verstandene Beschwerde ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht Berlin hat in der angegriffenen Entscheidung zutreffend dargelegt,
dass zumindest ein Anordnungsanspruch auf die begehrte Leistung nach dem SGB II
nicht glaubhaft gemacht ist. Insoweit verweist der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 2
Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) auf die GrÃ¼nde der angegriffenen
Entscheidung und sieht von einer erneuten Darstellung ab.

ErgÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass auch der Beschwerdevortrag nicht zu
einer anderen EinschÃ¤tzung fÃ¼hrt. Soweit in der Beschwerdeschrift erneut
vorgetragen wird, der Antragsteller lebe seit 1999 als Obdachloser in der
Bundesrepublik Deutschland und verfÃ¼ge daher Ã¼ber ein Daueraufenthaltsrecht,
so ist dies nicht zu einer Glaubhaftmachung des geltend gemachten Anspruches auf
Leistungen nach dem SGB II geeignet.

Das Sozialgericht hat in der angegriffenen Entscheidung insoweit bereits zutreffend
darauf hingewiesen, dass fÃ¼r ein Daueraufenthaltsrecht nach Â§ 4a
FreizÃ¼gigkeitsge-setz/EU die RechtmÃ¤Ã�igkeit des behaupteten 5-jÃ¤hrigen
gewÃ¶hnlichen Aufenthaltes Voraussetzung ist. Ein rechtmÃ¤Ã�iger Aufenthalt im
Sinne dieser Regelung setzt aller-dings seinerseits ein Recht auf Einreise und
Aufenthalt nach Â§ 2 FreizÃ¼gigkeitsge-setz/EU voraus. Ein solches Recht wurde
von dem Antragsteller nicht einmal be-hauptet. Dass er sich in Deutschland zur
Arbeitssuche aufgehalten hat, hat er nicht vorgetragen und folgerichtig auch nicht
glaubhaft gemacht, beispielsweise durch Vor-lage von Bewerbungen im Rahmen
der Arbeitssuche. Ist ein Aufenthaltsrecht im Sin-ne von Â§ 2 Abs. 2
FreizÃ¼gigkeitsgesetz/ EU aber nicht gegeben, so besteht ein Recht zum Aufenthalt
nach Â§ 2 Abs. 5 S. 1 FreizÃ¼gigkeitsgesetz/EU allenfalls fÃ¼r einen Auf-enthalt
fÃ¼r bis zu drei Monaten. AuÃ�erdem ist festzustellen, dass Polen der EuropÃ¤i-
schen Union erst am 1. Mai 2004 beigetreten ist und daher vor diesem Datum ein
rechtmÃ¤Ã�iger Aufenthalt des Antragstellers mit polnischer StaatsbÃ¼rgerschaft
auf Grundlage des FreizÃ¼gigkeitsgesetzes/ EU schon rechtlich nicht erfolgt sein
kann.

DarÃ¼ber hinaus ist ein tatsÃ¤chlicher gewÃ¶hnlicher Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland auch nicht glaubhaft gemacht.

Soweit auf die vorgelegte BestÃ¤tigung insbesondere von Herrn M ("UD", vom 13.
Dezember 2018) verwiesen wird, ist festzustellen, dass dieser lediglich bestÃ¤tigen
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konnte, der Antragsteller nutze "die Angebote des soziokulturellen Tagestreffs fÃ¼r
Wohnungslose seit Sommer 2012 regelmÃ¤Ã�ig und fÃ¼r seine Post die Adresse
unseres Treffpunkts". Aus dieser BestÃ¤tigung ist ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt
schon deshalb nicht herzuleiten, weil es selbst nach dem Vortrag des Antragstellers
ihm problemlos mÃ¶glich ist, innerhalb eines Tages in seine Heimat nach P hin und
zurÃ¼ck zu fahren und er dies auch getan hat. Schon nach dieser eigenen
ErklÃ¤rung des An-tragstellers ist nicht auszuschlieÃ�en, dass er seinen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in P hat und nur regelmÃ¤Ã�ig nach B reist. Ist aber
damit letztlich nicht einmal ein gewÃ¶hnli-cher Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland glaubhaft gemacht, so liegt schon die Leistungsvoraussetzung nach Â§
7 Abs. 1 Nr. 4 SGB II nicht vor. Ist zudem Ã¼ber-haupt kein Aufenthaltsrecht des
Antragstellers glaubhaft gemacht, so greift der Leis-tungsausschluss nach Â§ 7 Abs.
2 Nr. 2a SGB II.

Davon abgesehen ist auch eine HilfebedÃ¼rftigkeit im Sinne von Â§ 7 Abs. 1 Nr. 3
i.V.m. Â§ 9 SGB II nicht glaubhaft gemacht.

Selbst nach den eigenen ErklÃ¤rungen des Antragstellers erzielt er als Obdachloser
EinkÃ¼nfte durch Bettelei und Zuwendungen Dritter. Im Verwaltungsverfahren hat
der Antragsteller zudem die BestÃ¤tigung einer Strafanzeige bei dem
PolizeiprÃ¤sidenten in B vom 29. MÃ¤rz 2019 Ã¼ber einen Taschendiebstahl
vorgelegt, so dass letztlich Einnahmen aus illegalen TÃ¤tigkeiten wohl selbst vom
Antragsteller angegeben wer-den. AuÃ�erdem ist festzustellen, dass der
Antragsteller sich zwar nach eigenen An-gaben angeblich seit 1999 in der
Bundesrepublik Deutschland aufhÃ¤lt, also mittler-weile 20 Jahre, der
Leistungsantrag beim Antragsgegner ausweislich der Verwal-tungsakte aber erst
vom 14. Dezember 2018 datiert, also aus dem letzten Jahr. Von welchen finanziellen
Mitteln der Antragsteller in den vergangenen Jahrzehnten seinen Lebensunterhalt
bestritten hat, ist weder vorgetragen, noch sonst ersichtlich. Danach ist insgesamt
auch die behauptete BedÃ¼rftigkeit des Antragstellers nicht ansatzweise glaubhaft
gemacht.

Im Hinblick auf die verstrichenen ZeitrÃ¤ume ist schlieÃ�lich auch ein
Anordnungsgrund nicht glaubhaft gemacht. Es ist nicht ersichtlich, weshalb der
Antragsteller â�� anders als in den vergangenen Jahren â�� nunmehr dringlich
finanzieller Leistungen nach dem SGB II bedarf.

SchlieÃ�lich ist die vom Antragsteller angeregte Beiladung des SozialhilfetrÃ¤gers
im Verfahren auf einstweiligen Rechtsschutz schon deshalb grundsÃ¤tzlich nicht
geboten, weil sie regelmÃ¤Ã�ig zu erheblichen VerzÃ¶gerungen fÃ¼hrt. So sind
grundsÃ¤tzlich vor einer Beiladung die bereits Beteiligten zu hÃ¶ren, anschlieÃ�end
hat gegebenenfalls ein Beiladungsbeschluss zu erfolgen und ist zuzustellen und
dem Beigeladenen ist schlieÃ�lich rechtliches GehÃ¶r zu gewÃ¤hren. Dies alles
steht dem Gedanken einer Verfahrensbeschleunigung im einstweiligen
Rechtsschutz entgegen. Zudem hÃ¤tte im vorliegenden Fall fÃ¼r den anwaltlich
vertretenen Antragsteller durch-aus die MÃ¶glichkeit bestanden, Leistungen nach
dem SGB XII bei dem zustÃ¤ndigen SozialhilfetrÃ¤ger zu beantragen und
gegebenenfalls einstweiligen Rechtsschutz ge-gen den SozialhilfetrÃ¤ger
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anzustrengen. Stattdessen wurden im erstinstanzlichen Verfahren durch den
anwaltlich vertretenen Antragsteller ausschlieÃ�lich Leistungen nach dem SGB II
gegen den Antragsgegner geltend gemacht. Nicht einmal im Be-schwerdeverfahren
hat der anwaltlich vertretene Antragsteller auch nur hilfsweise AnsprÃ¼che nach
dem SGB XII beantragt. Soweit es um AnsprÃ¼che nach dem SGB XII geht, sieht es
der Senat daher als zumutbar und geboten an, den Antragsteller auf den
entsprechenden Antragsweg/Rechtsweg zu verweisen. AuÃ�erdem kommt eine
Beiladung des SozialhilfetrÃ¤gers im hiesigen Verfahren auf einstweiligen
Rechtsschutz schon deshalb nicht Betracht, weil die HilfebedÃ¼rftigkeit auch im
SGB XII Leistungsvoraussetzung ist (vgl. Â§ 27 SGB XII) und daher nach
gegenwÃ¤rtigen Ermittlungsstand auch eine Verpflichtung des SozialhilfetrÃ¤gers
zur Leistungserbrin-gung im hiesigen Verfahren mangels Glaubhaftmachung der
HilfebedÃ¼rftigkeit nicht in Betracht kommt (vgl. Â§ 75 Abs. 2 SGG).

Mangels hinreichender Erfolgsaussicht der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi-
gung (Â§ 73a SGG in Verbindung mit Â§ 114 der Zivilprozessordnung â�� ZPO) kam
we-der die Bewilligung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das erstinstanzliche Verfahren
noch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren in Betracht.

Die Kostenentscheidung beruht bezÃ¼glich des Verfahrens auf einstweiligen Rechts-
schutz auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193 SGG; hinsichtlich der Be-
schwerde gegen die Ablehnung von Prozesskostenhilfe folgt die Entscheidung aus 
Â§ 73a SGG in Verbindung mit Â§ 127 Abs. 4 ZPO.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 04.11.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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